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Essen. Nun haben es die Grünen
doch noch geschafft und schreiben
indirekt am Aufgabenheft ftir die
ktinftige Bundesregierung mit. Zu-
mindest beim Megathema der
Energie- und Klimaschutzpolitik.
Der'energiepolitische Koalitions-
krach zwischen Rot-Grün in NRW
hat das überaus deutlich gemacht.
Die Grünen sind verständlicher-
weise nicht gewillt, Abstriche an
den energie- und klimapolitischen
Passagen ihres machtvoll ausge-
handelten Koalitionsverhages hin-
zulehmen - und zeigen einer allzu
industriefreundlichen Großen Ko-
alition schon mal die Instrumente.

8{r.Knftwe*e als Reserc?
Der Burgfrieden, vergangene Wo-
che vom SPD-Frali:tionschef Nor-
bert Römer verordnet mit der Vor-
gabe, es gebe keine Abstriche an
den gemeinsamen Zielen, ist brü-
chig. Weniger wegen der Ziele, bis
wann welche Menge Treibhausgas
einzusparen ist. Die Sollbruchstel-
le [egt vielmefu in der grundsätzli-
chen Frage, ob der Ausbau der Er-
neuerbaren Energien zu bremsen
ist, wie Mrtschaft sminister Garrelt
Duin (SPD) zunächst verlangte.

Allen Beschwichtigungen zum
Tiotz wird es genau darum gehen.
Und das ist aus der internen
Marschroute der SPD für die
Arbeitsgruppe Energie unter Co-
Führung von NRW-Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft (SPD) gut
abzulesen. Für die CDU sitzt Um-

.Jveltminister Peter Altmaier an der
Spitze. Aus Sicht des Energielan-
des NRW Sitz der Energieriesen
RVrE, Eon und Steag,.ist bemer-
kenswert in dem Papier: ,,Langfrid-
tiges Erfordemis eines flexiblen
fossilen Kraftwerksparks", heißt es
da gamiert mit dem Zusatz, wo-
nach auf ,,absehbare Zeit" KapaÄ-
täten mit fossilen Kraltwerken -
diese werden mit Gas, Stein und
Braunkohle betrieben - \on 80 c!
gawatt (GW erforderlich seien.
Das entsprichi der Leistung von 80
modemen Kohleblöcken.

En Ding d* Unnäglidrkeit
Nicht nur für die Grünen ist das ein
Ding der Unmöglichkeit. Auch in-
nerhalb der SPD gilt die Zahl als
verwegen. Die maximalste Maxi-
malposition. Allenfalls zehn bis 1.5
GW seien nötig um die Versor-
gungssicherheit zu garantieren für
den Fall, dass nicht genügend Son-
nen- und Windenergie zur Verfü-
gung stehen, sagen NRW-Gri.ine.
Es geht um viel Geld. Da sich diesä
Stand-by-Iftaftwerke wegen des ge-

sunkenen Börsenpreises fiir Stlom
nicht rentieren, ist die Frage: Wer
zahlt diese Leistung? Rxnd eine
Milliarde Euro ist je zehn GW zu
verarschlagen Acht Milliarden
Euro teuer käme Steuerzahler oder
Energieverbraucher ein solcher
IGafhrcrkspark in Lauerstellung.
Selbst Duin hatte ..nut'' von bis zu
sechs Milliarden Euro gesprochen
- und dafür heftig Prügel bezogen.

Milliarden-Subrentionen fur
Iftaftwerke, am Ende gar ftir üralte
CO2-Schleudem im Braunkohlere-
vier - der zusätzliche Geldsegen
dürfte politisch kaum durchsetz-
bar sein. In NRW- Große Koalitio-
nen sind ja groß in Mode - hat Duin
die Unterstützung der CDU Auch
deren energiepolitischer Sprecher
Thomas Kulen will den lGaft-
werks-Cent. Der Gegenwind {ür
die NRW-Position bläst kräftig. An-
dere Länder haben große Interes-
sen in der Erneuerbaren-Branche:
Baden-Württemberg als Land der
mittelständischen Zulieferer ftir
öko-Teblinologien, Bayern, das So-
larland, Schleswig-Holstein und

Niedersachsen, die Windländer.
Auch Sachsen spricht wie die CDU
insgesamt eher von einer strategi-
schen Reserve oder Winterresen e,
die benötigt werde, mehr nicht. Die
besteht gewiss nicht aus 80, son-
dem aus zehr bis 15 GW Dienoch
dazu nur in Süddeutschland ge-
braucht werden, nicht im Norden.

NRw triEt iäst der hergiewende
NRW ist als Energie- und Industrie-
land am stärksten von den Lasten
der Energiewende befoffen. 30
Prozent där deutschen Energi+
erzeugung stammen von hier, 40
Prozent des Industriestroms ver-
brauchen Stahlerzeuger oder Che-
miekonzeme an Rhein und Ruhr
Tausende Stellen stehen auf der
Streichleiste der'Konzeme. Also
kämpfen lGaft und CDU-Vize Ar-
min Laschet im wahrsten Sinne
des Wortes gegen Windmühlen.

Und l&aft kämpft mit selbst an-
gelegten Fesseln. Die SPD hat2012
ambitionierte Ziele im Koalitions
verhag mit den, Grünen .unter-
schrieben. W_er die Steigerung des
Anteils der Emzuerbaren an der
NRw-Stromeseugung anstrebt,
kann schlecht zugleich für den Er-
halt des Ituaftwerlsparks bei 80 Gi-
gawatt sein. fe höher die Resen'e
7ur Versorgungssicherheit äusfällt,
desto sttirker muss der Ausbau der
Emeuerbaren abgebremst werden
- logisch, weil der Markt von ljber-
kapazitäten geprägt ist.

Und an dem Punld bekommt
I(raft es gewiss wieder mit ihrem
grünen Koalitionspartnel zu tun.

, Die SPD sorgt sich um Kommunen

i I Wie aus dem teitfaden zu den Stichworte: halbierte nWE-Divi- i
i Koalitionsverhandlungen hervor- dende, unausgelastete Kraftwer- ,
: geht, ist die SPD sehr besorgt um ke, drohende Abschreibungen. i
: die städtischen Haushalte: Man :
: dürfe die Stadt'rverke nicht ver- I Die Beiträge aus dem Energie- i
: gessen und die bedrohlichen geschäft der Stadtwerke zuguns- :
: Auswirkungen der Energiewende ten des öffentlichen Nahverkehrs i
i aufdie Kommunalfinanzen. seien gefährdet, heißtes. i
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